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Anhang VI 

Produktkontrollmaßnahmen 

1. Sofern in diesem Anhang nichts anderes festgelegt ist und spätestens sechs Monate nach dem 
Inkrafttreten dieses Protokolls darf der Bleigehalt von Ottokraftstoff, der für Straßenfahrzeuge 
verkauft wird, 0,013 g/l nicht überschreiten. Vertragsparteien, die unverbleiten Ottokraftstoff mit 
einem Bleigehalt unter 0,013 g/l verkaufen, bemühen sich, diesen Wert zu halten oder zu senken. 

2. Jede Vertragspartei ist bestrebt zu gewährleisten, dass sich aus der Umstellung auf Kraftstoffe mit 
einem Bleigehalt nach Nummer 1 eine Verringerung der gefährlichen Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt insgesamt ergibt. 

3. Gelangt ein Staat zu der Auffassung, dass für ihn die Begrenzung des Bleigehalts von auf dem Markt 
befindlichem Ottokraftstoff nach Nummer 1 schwerwiegende sozioökonomische oder technische 
Probleme zur Folge hätte bzw. unter anderem auf Grund seiner klimatischen Situation insgesamt 
keine Vorteile für Umwelt und Gesundheit mit sich bringen würde, so kann er den unter Nummer 1 
angegebenen Zeitraum auf maximal 10 Jahre verlängern und darf währenddessen Ottokraftstoff mit 
einem Bleigehalt von höchstens 0,15 g/l verkaufen. In einem solchen Fall gibt der Staat in einer 
zusammen mit seiner Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde zu 
hinterlegenden Erklärung an, dass er beabsichtigt, den Zeitraum zu verlängern, und legt dem 
Exekutivorgan schriftlich eine entsprechende Begründung vor. 

4. Eine Vertragspartei ist berechtigt, kleine Mengen, d.h. bis zu 0,5% ihres Gesamtabsatzes an 
Ottokraftstoff, von verbleitem Ottokraftstoff mit einem Bleigehalt von höchstens 0,15 g/l für alte 
Strassenfahrzeuge zu verkaufen. 
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5. Jede Vertragspartei erreicht bis spätestens fünf Jahre bzw. zehn Jahre im Fall von Ländern im 
Übergang zur Marktwirtschaft, die in einer mit ihrer Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde zu hinterlegenden Erklärung ihre Absicht zur Übernahme eines 
Zehnjahreszeitraums bekunden, nach dem Inkrafttreten dieses Protokolls Konzentrationen, die 
folgende Werte nicht überschreiten: 

 a) 0,05 Masseprozent Quecksilber in Alkali-Mangan-Batterien, die zur längeren Verwendung unter 
extremen Bedingungen (z. B. Temperatur unter 0°C oder über 50°C, Erschütterungen) 
vorgesehen sind, und 

 b) 0,025 Masseprozent Quecksilber in allen anderen Alkali-Mangan-Batterien. 

Diese Grenzwerte dürfen bei der Anwendung einer neuen Batterietechnologie oder bei Verwendung einer 
Batterie in einem neuen Produkt überschritten werden, wenn mittels angemessener 
Sicherheitsvorkehrungen gewährleistet ist, dass die entstehende Batterie oder das Produkt, aus dem eine 
Batterie nicht ohne weiteres entnommen werden kann, auf umweltgerechte Weise entsorgt wird. 
Ebenfalls von dieser Verpflichtung ausgenommen sind Alkali-Mangan-Knopfzellen und aus Knopfzellen 
zusammengesetzte Batterien. 
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